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Was bedeutet Information und Auskunft nach Art. 275a ZGB?
Sachverhalt

In Fachkreisen wird bei uns die Frage diskutiert, ob einem Vater ohne elterliche Sorge und ohne Obhutsrecht, aber mit einem festgelegten Recht auf persönlichen Verkehr, empfohlen werden dürfe, sich an die Elternabende der Schule zu begeben und damit sein Interesse für das Kind zu bekunden. Die obhutsberechtigte Mutter des Kindes möchte dies nicht. Die Schule (im Kanton Bern) und der angerufene Sozialdienst fragen sich, ob sich der Vater im Sinne der kinderpsychiatrischen Empfehlung durchsetzen könnte?
Erwägungen

1. Eltern ohne elterliche Sorge sollen über besondere Ereignisse im Leben des Kindes benachrichtigt und vor Entscheidungen, die für die Entwicklung des Kindes wichtig sind, angehört werden. Sie können zudem bei Drittpersonen, die an der Betreuung des Kindes beteiligt sind, wie namentlich bei Lehrkräften, Ärztinnen und Ärzten in gleicher Weise wie der Inhaber der elterlichen Sorge Auskünfte über den Zustand und die Entwicklung des Kindes einholen (Art. 275a Abs. 1 und 2 ZGB). Die Bestimmung besteht seit der Revision des Scheidungsrechts (1.1.2000). Allerdings folgerte schon die alte Lehre aus Art. 272 ZGB (Beistand, Rücksicht und Achtung), dass dem Elternteil ohne elterliche Obhut ein Informations- und Auskunftsrecht bezüglich wichtiger Ereignisse und zu treffender Entscheidungen zustehe, namentlich bei medizinischen Eingriffen sowie in gesundheitlichen und schulischen Fragen wie Schulwahl, Promotion, aber auch bezüglich Berufswahl (Berner Kommentar C. Hegnauer, N 87 zu Art. 273 ZGB). Nach neuerer Lehre fallen darunter auch Entscheide in religiösen Fragen, Wohnsitzwechsel und Freizeitaktivitäten, namentlich wenn sie mit gewissen Gefahren oder hohen Kosten verbunden sind, Prüfungserfolge, Teilnahme an bedeutenden Anlässen, Erlangen von Auszeichnungen, Drogensucht, Straffälligkeit, Unfälle, schwere Erkrankung, Verhaltensstörungen (Patrick Fassbind, Systematik der elterlichen Personensorge in der Schweiz, Diss. Basel 2006, S. 254 § 6 V. 1 Fn 1581; Meier/Stettler, Droit de la filiation, Tome II, N 332 Fn 648).


2. Das Informations- und Auskunftsrecht ist im Gesetz umschrieben. Sein Ziel besteht darin, den Elternteil ohne elterliche Sorge in seinem Verantwortungsgefühl gegenüber dem Kind zu stärken, seine Rolle als Elter aufzuwerten, was nur möglich ist, wenn dieser Elternteil auch wahr- und ernst genommen und in wichtige Entscheide einbezogen wird. Die Bestimmung soll deshalb die Kommunikation unter den Eltern fördern, Probleme der Alleinerziehung abfedern helfen und ein Vertrauensverhältnis zwischen dem Kind und dem Nichtinhaber der elterlichen Sorge aufbauen, festigen und erhalten (BGE 130 III 585, 589). Das Recht, bei Dritten Auskünfte einzuholen, ist zudem eine wichtige Hilfe, bei gestörter oder fehlender Kommunikation unter den Eltern oder Widerstand des Obhutsberechtigten trotzdem die nötigen Informationen zu erhalten, um den Kontakt zum Kind und dessen Entwicklung aufrecht erhalten zu können oder gewisse Aussagen verifizieren zu können (Fassbind, S. 254 Fn 1586). Die Schule kann sich den Informationsfluss erleichtern, wenn sie Mitteilungen nach Möglichkeit beiden Eltern zuleitet im Sinne einer Bringschuld, ohne abzuwarten, bis der berechtigte Elternteil die Informationen anfordert (Meier/Stettler, N 333 Fn 649).


3. Der Anspruch auf Auskunft darf nicht als Kontrollrecht des andern Elternteils missverstanden werden und bedeutet namentlich auch nicht, dass er die Erziehungsentscheide beeinflussen dürfe. Insofern stellt es kein Instrument zur Einmischung in die Ausübung der elterlichen Sorge und die Erziehungsaufgaben des Inhabers der elterlichen Sorge dar (Botschaft Scheidungsrecht 1998, 161; Ruth Reusser, Die Revision des Scheidungsrechts – die aus kindes- und vormundschaftsrechtlicher Sicht relevanten Neuerungen, ZVW 1993 S. 47, 51; Wirz, FamKommentar Scheidung, N 11 zu Art. 275a ZGB). Die Gefahr besteht allerdings darin, dass der Besuchsberechtigte  sein Recht dahin gehend ausübt, den erziehungsberechtigten Elternteil zu überwachen, Schwächen zu ermitteln und Konflikte zu schüren (Meier/Stettler, N 334). Für diese Fällt gilt Art. 275a Abs. 3 ZGB: Die Vormundschaftsbehörde kann dem informationsberechtigten Elternteil im Sinne von Art. 273 Abs. 2 ZGB Mahnung und Weisungen erteilen, wenn sich die Wahrnehmung des Informations- und Auskunftsrechts für das Kind nachteilig auswirkt oder wenn dies aus andern Gründengeboten ist (z.B. Störung des familiären Friedens und der Beziehung zwischen Kind und erziehungsberechtigtem Elternteil). Schlimmstenfalls kann ihm das Informations- und Auskunftsrecht auch entsprechend Art. 274 Abs. 2 ZGB entzogen werden, woran allerdings sehr strenge Bedingungen zu knüpfen sind, namentlich eine erhebliche Gefährdung des Kindeswohls (Fassbind, S. 253).


4. Inhaber der elterlichen Sorge haben die Pflicht, in geeigneter Weise mit der Schule zusammen zu arbeiten (Art. 302 Abs. 3 ZGB). Das Korrelat dazu findet sich im Kanton Bern in Art. 31 Volksschulgesetz, 
VI. Die Eltern

Art. 31, Zusammenarbeit, Elternmitsprache

1  Die in diesem Gesetz den Eltern übertragenen Rechte und Pflichten werden durch die im Zivilgesetzbuch bezeichneten Personen und nach dessen Bestimmungen ausgeübt.

2  Schulkommission, Lehrerschaft und Eltern sind gegenseitig zur Zusammenarbeit verpflichtet.

3  Die Eltern sind von der Schule regelmässig und in angemessener Weise über die schulische Entwicklung und das Verhalten ihrer Kinder sowie über wichtige Geschehnisse und Vorhaben im Zusammenhang mit dem Unterricht und dem Schulbetrieb zu informieren.

4  Die Eltern werden einzeln oder als Gesamtheit auf ihr Verlangen durch die betreffenden Lehrkräfte, die Schulleitung oder die Schulkommission angehört und beraten. Sie haben das Recht, den Unterricht ihrer Kinder gelegentlich zu besuchen. Im Besonderen besteht die Informations- und Anhörungspflicht der Schule gegenüber den Eltern während des Vorbereitungsverfahrens zu Übertritten und bei Übertrittsentscheiden innerhalb der Volksschule.

5  Die Gemeinde kann weitere Formen der Mitsprache und Mitwirkung der Eltern vorsehen.

Damit wird klar, dass wenn das Volksschulgesetz von den Eltern spricht, damit die gemäss dem Zivilgesetzbuch legitimierten Vertreter des Kindes gemeint sind. Die Zusammenarbeit mit der Schule ist im Zivilgesetzbuch unzweideutig nicht im Zuständigkeitsbereich des Informationsberechtigten, sondern des Inhabers der elterlichen Sorge. Der massgebliche Art. 302 Abs. 3 ZGB steht gesetzessystematisch im dritten Abschnitt des achten Titels des ZGB, welcher übertitelt ist mit „Die elterliche Sorge“. Die Auffassung, der Nichtinhaber der elterlichen Sorge könnte ohne Einverständnis des Sorgeinhabers an Elternabenden teilnehmen, findet damit keine Grundlage im Gesetz, weil Elternabende an den Schulen nicht allein der Information dienen, sondern auch der Instruktion, der gegenseitigen Abstimmung in Erziehungsfragen, der Gestaltung der Schulhauskultur, der Schulstoffbewältigung usw. Die inkriminierte Empfehlung ist aber auch aus pädagogischen Gründen abzulehnen, weil solche ungesetzliche Eigenmacht kaum der Beziehungsgestaltung unter den Eltern dienen dürfte und das Kind zudem peinlichen und entblössenden Situationen aussetzen kann (offener Elternkonflikte), was nicht in seinem Interesse liegt. Selbstverständlich steht einer Anwesenheit des Informationsberechtigten dann nichts entgegen, wenn der Sorgeinhaber damit einverstanden ist oder dies sogar wünscht. Das wäre eine ideale Ausgangslage für die Wahrung gemeinsamer elterlicher Verantwortung unter allen Umständen.
Im Übrigen wird auf die Ausführungen im Amtlichen Schulblatt des Kt. Bern (ASB) Nr. 5/2000 S. 17 f. verwiesen, welche mit den vorstehenden Darlegungen übereinstimmen.

5. Falls die Inhaberin der elterlichen Sorge mit dem nicht sorgeberechtigten Elternteil zusammen lebt und diesem tatsächlich die hauptsächliche Erziehungsverantwortung überlässt (beispielsweise weil die Sorgeinhaberin vollzeitlich beruflich aktiv ist), kommt dem Nichtinhaber des Sorgerechts ein pflegeelternähnliche Stellung zu. In dieser Situation kann er, gleich den Pflegeeltern (Art. 300 ZGB), die Sorgeinhaberin in der Ausübung der elterlichen Sorge vertreten und mit der Schule zusammenarbeiten.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 21. März 2007
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